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Editorial

Fünfzig Jahre nach der Proklamation der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte durch die Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948 in Genf
werden die universelle Gültigkeit und die Unteilbarkeit der Menschenrech-
te weltweit im offiziellen Diskurs der Staaten und internationalen Organi-
sationen anerkannt. Seit dem afrikanischen Menschenrechtsübereinkom-
men, der Banjul-Charta von 1981, dem „Gegenmanifest" der Islam-Konfe-
renz 1990 in Kairo und der UNO-Weltkonferenz 1993 in Wien gehen die
politischen und philosophischen Debatten über Kulturimperialismus, Uni-
versalität und kulturelle Besonderheit der Menschenrechte weiter. Kontro-
vers diskutiert wird unter anderem über die anhaltende Krise der Menschen-
rechtspolitik, die Rolle der UNO und der regierungsunabhängigen Men-
schenrechtsorganisationen (NGO), die institutionelle Ausgestaltung der
internationalen Instrumentarien zum Schutz der Menschenrechte.

Die konkrete Lage der Menschenrechte jedoch, wie sie auf der NGO-
Konferenz im Juni 1998 in Ottawa und im Jahresbericht 1998 von Amnesty
International dokumentiert wird, ist zutiefst beunruhigend: Menschen-
rechtsverletzungen in 141 Staaten, am brutalsten und zunehmend gegen
Wehrlose der Zivilbevölkerung in Ländern, wo die Gegensätze zwischen
Arm und Reich am grössten sind. Genozide und Massaker, ethnische
Säuberungen, Staatsterrorismus, Folter und Vergewaltigungen, Hinrich-
tungen und das Verschwindenlassen von politischen und Menschenrechts-
aktivisten zwangen in den 90er Jahren Millionen von Menschen zur Flucht.

Gleichzeitig führen in der „Festung Westeuropa" Massenarbeitslosigkeit
und Ausländerfeindlichkeit zu einer Refeudalisierung der sozialen Verhält-
nisse. Unter dem Druck der Globalisierung und im Interesse des internatio-
nalen Standortwettbewerbs sowie der Inneren Sicherheit werden die Volks-
und Bürgerrechte abgebaut, die sozialen Grundrechte und das Recht auf
Asyl ausgehöhlt. Die national und patriotisch gesinnten Demokraten und
Demagogen in den Parlamenten, Arenen und Medien beschwören das

„humanitäre Völkerrecht", ihre Rhetorik normalisiert indessen die fort-
schreitende Entrechtung der Arbeits- und Erwerbslosen, der Verarmten,
Einkommensschwachen, der Ausgegrenzten, Flüchtlinge und Asylsuchen-
den. Letztere stehen nach Revisionen der Asylgesetzte in der Schweiz und
in der Bundesrepublik Deutschland unter generellem Verdacht des „Asyl-
missbrauchs". Immer mehr Arbeit- und Schutzsuchende sind es in den
reichsten Ländern nicht mehr wert, aufgenommen, geduldet zu werden -
Menschenwürde hat ihren Preis. Ein Blick auf die Artikel der klassischen
und grundlegenden Menschenrechte zeigt, dass sie auch fünfzig Jahre
danach von erstaunlicher Aktualität sind.

Die Redaktion
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